
vorliegenden Sache jedoch muß das Klagebegehren aus 
den angeführten Gründen, die, abgesehen davon, daß 
schon eine „unzulässige Einwirkung“ i. S. des § 907 
BGB nicht gegeben ist, auch einem Klageanspruch aus 
§§ 903, 907 BGB entgegenstehen, als nicht gerechtfertigt 
angesehen werden, so daß die Berufung der Kläger als 
unbegründet zurückzuweisen war.

A n m e r k u n g :
Die in vorstehender Entscheidung vertretene Au f fas ­
sung über das Verhältnis einschlägiger zivilrechtlicher 
Bestimmungen zur Deutschen Bauordnung (DBO)  
stimmt mit dem Ergebnis einer zu Problemen des 
Zaunrechts am 11. September 1967 durchgeführten 
Beratung des Kollegiums für Zivil-, Familien- und Ar­
beitsrechtssachen des Obersten Gerichts überein. In 
dieser Beratung wurde überwiegend die Meinung ver­
treten, daß in solchen Fällen auf der Grundlage des 
§11 DBO, wonach Anforderungen in anderen gesetz­
lichen Bestimmungen unberührt bleiben, landesrecht­
liche Bestimmungen subsidiär heranzuziehen sind. Dies 
kommt insbesondere dann in Frage, wenn die DBO 
keine speziellen Vorschriften für einen zu entscheiden­
den Konflikt enthält. Im gerichtlichen Verfahren ist 
zunächst zu prüfen, ob der Rechtsstreit nach den Be­
stimmungen der DBO entschieden werden kann. 
Reichen diese nicht aus, ist je nach der Lage des Ein­
ze l fa l l s  hilfsweise auf landesrechtliche Regelungen zu­
rückzugreifen.
Dabei ist jedoch zu beachten, daß die Anwendung der­
artiger Bestimmungen dort ihre Grenze findet, wo ihr 
Inhalt mit den Art. 22 und 24 der Verfassung der Deut­
schen Demokratischen Republik nicht in Einklang zu 
bringen ist.

Elfriede G ö l d n e r
Oberrichter am Obersten Gericht

§§ 459, 480 BGB; AO über die Behandlung von 
Kundenreklamationen vom 20. Mai 1966 (GBl. II S. 386).
1. Die Wahl zwischen den verschiedenen Gewährlei­
stungsansprüchen steht grundsätzlich dem Käufer, nicht 
aber dem Verkäufer einer Sadie zu.
2. Lassen sich die Mängel eines gekauften Pkws kurz­
fristig einwandfrei beseitigen, dann ist der Verkäufer 
zur Nachbesserung berechtigt. Widerspricht eine solche 
Nachbesserung jedoch den berechtigten Interessen des 
Käufers, dann ist der Verkäufer zur Ersatzlieferung 
verpflichtet. Der Käufer kann nicht auf die Wandlung 
des Kaufvertrags verwiesen werden.
KrG Leipzig (Stadtbezirk Mitte), Urt. vom 17. Oktober 
1967 - I C 214/67.

Der Kläger hat von der Verklagten (HO-Industriewaren) 
einen neuen Pkw „Wartburg“ käuflich erworben. Er 
behauptet, unmittelbar nach dem Kauf habe sich her­
ausgestellt, daß der Pkw mit erheblichen Mängeln be­
haftet gewesen sei, die auch durch mehrere Reparaturen 
in Vertragswerkstätten nicht hätten behoben werden 
können. Das Herstellerwerk habe die gerügten Mängel 
als berechtigt anerkannt, den Kläger wegen seiner For­
derung auf Ersatzlieferung aber an die Verklagte ver­
wiesen. Eine solche Ersatzlieferung habe die Verklagte 
abgelehnt, da alle für das Jahr 1967 vom Herstellerwerk 
noch zu liefernden Kraftfahrzeuge vertraglich gebunden 
seien.
Der Kläger hat deshalb beantragt, die Verklagte zu 
verurteilen, an ihn einen neuen Pkw Marke „Wart­
burg“ innerhalb eines .Monats auszuliefern.
Die Verklagte hat die Klagabweisung beantragt und 
vorgetragen, sie habe in einer Aussprache der Parteien 
ausdrücklich erklärt, daß ihr als Verkäuferin nach den

gesetzlichen Bestimmungen über Kundenreklamation 
das Recht zur Nachbesserung zustehe und die Ansprüche 
des Klägers auf Wandlung oder Ersatzlieferung von ihr 
nicht anerkannt würden. Daraufhin sei vereinbart wor­
den, daß der Kläger den Pkw zur Vertragswerkstatt 
bringe. Das Herstellerwerk habe sich bereit erklärt, die 
notwendigen Reparaturarbeiten am Pkw des Klägers 
auszuführen, wenn die Vertragswerkstatt dazu nicht in 
der Lage sein sollte. Bei dieser Sachlage sei der Kläger 
nicht berechtigt, von der Verklagten Ersatzlieferung zu 
verlangen.

Aus den G r ü n d e n :

Nach den Auskünften des VEB Pkw-Instandsetzungs- 
werk ist der Pkw des Klägers in diesem Betrieb mehr­
mals wegen erheblicher Mängel repariert worden (wird 
ausgeführt). Auch eine andere Vertragswerkstatt mußte 
der Kläger noch zweimal in Anspruch nehmen.

Die Verklagte hat die vom VEB Pkw-Instandsetzungs- 
werk festgestellten Mängel am Pkw des Klägers und 
dessen daraus resultierende Gewährleistungsansprüche 
gemäß § 459 Abs. 1 BGB sowohl mit Schreiben vom 
17. April 1967 als auch im Termin anerkannt. Sie ge­
steht dem Kläger allerdings nur das Recht auf Nach­
besserung zu, weil er ihr gegenüber unwiderruflich sein 
Einverständnis dazu erklärt habe. Hierzu muß sich die 
Verklagte zunächst darauf verweisen lassen, daß nach 
der AO über die Behandlung von Kundenreklamatio­
nen vom 20. Mai 1966 (GBl. II S. 386) und gemäß dem 
Beschluß des Präsidiums des Obersten Gerichts zu Fra­
gen der Garantie und Gewährleistung beim Einzelhan­
delskauf und bei Dienstleistungen für Bürger vom 
21. September 1966 (NJ 1966 S. 636) grundsätzlich dem 
Käufer und nicht dem Verkäufer die Wahl zwischen 
den verschiedenen Gewährleistungsansprüchen (Wand­
lung, Minderung, Ersatzlieferung oder Nachbesserung) 
zusteht. Der Verkäufer ist zwar berechtigt, die Sache 
nachzubessern, wenn der Mangel der Ware kurzfristig 
einwandfrei beseitigt werden kann und dadurch die 
berechtigten Interessen des Käufers gewahrt bleiben. 
In vorliegendem Falle können aber die umfangreichen 
Mängel am Pkw des Klägers nicht kurzfristig beseitigt 
werden, weil sich damit erneut eine Vertragswerkstatt 
und ggf. auch noch das Herstellerwerk beschäftigen 
müßte. Danach müßte auch noch in einer anderen Ver­
tragswerkstatt der Lack erneuert werden. Damit wären 
die berechtigten Interessen des Klägers, der aus beruf­
lichen Gründen dringend auf den Pkw angewiesen ist, 
nicht gewahrt, noch dazu dessen Wert durch die Repa­
raturarbeiten in keinem richtigen Verhältnis zum Kauf­
preis stehen würde.
Soweit die Verklagte behauptet, der Kläger habe ihr 
gegenüber sein unwiderrufliches Einverständnis zur 
Nachbesserung des Pkws erklärt, auch ohne daß ihm 
für die Dauer der Nachbesserung von der Verklagten 
kostenlos ein Leihkraftfahrzeug zur Verfügung gestellt 
wird, hat sie diese Behauptung nicht beweisen können. 
Der Zeuge H., der bei der Besprechung der Parteien mit 
zugegen war, hat behauptet, daß der Kläger von An­
fang an auf Lieferung eines mangelfreien Kraftfahr­
zeugs gemäß § 480 BGB bestanden und eine Nachbesse­
rung durch die Verklagte von der Stellung eines Leih­
kraftfahrzeugs abhängig gemacht hat. Die Verklagte 
hat sich auch sofort beim Herstellerwerk um ein Leih­
fahrzeug für den Kläger bemüht; das hätte sie sicher 
nicht getan, wenn das der Kläger nicht von ihr ver­
langt hätte.
Bei dieser Sachlage ist die Verklagte gemäß §§ 459 
Abs. 1, 480 Abs. 1 BGB und unter Beachtung der er­
wähnten AO über die Behandlung von Kundenrekla­
mationen verpflichtet, dem Kläger an Stelle des man­
gelhaften Pkws einen mangelfreien zu liefern.
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